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Drucksache IV/ 1338 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juni 1963 

6 — 68070 — 5740/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 37 des Rates hinsichtlich der Festsetzung der Schwel- 
lenpreise für Mehl, Grobgrieß und Feingrieß hei Gewäh- 
rung einer Subvention für das zu ihrer Herstellung ver- 
wendete Getreide. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. Mai 1963 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zum genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird den genannten Kommissionsvorschlag in seiner 
Sitzung vom 18./21. Juni 1963 behandeln. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 37 des Rates hinsichtlich der 
Festsetzung der Schwellenpreise für Mehl, Grobgrieß und 
Feingrieß bei Gewährung einer Subvention für das zu ihrer 
Herstellung verwendete Getreide 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rates über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf 
Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 4, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 23 Absatz 4 der Verordnung Nr. 19 des 
Rates 1 ) sieht für den Fall, daß in einem Mitgliedstaat 
bei Inkrafttreten der gleichen Verordnung die End- 
verbraucher für eingeführtes Getreide nicht den für 
inländisches Getreide gültigen Preis zahlen, vor, daß 
dieser Mitgliedstaat ungeachtet des Ursprungs des 
betreffenden Getreides ausschließlich für den In- 
landsverbrauch eine einheitliche Subvention gewäh- 
ren kann; bei seiner Beschlußfassung über die nach 
Artikel 8 Absatz 2 zu treffenden Maßnahmen legt 
der Rat in diesem Fall die erforderlichen Anpassun- 
gen fest. 

Diese Anpassungen sind in der Verordnung Nr. 37 
des Rates' 2 ) über die Kriterien für die Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Arten von Mehl, 
Grobgrieß und Feingrieß nicht vorgesehen worden. 

Bei der Gewährung einer Subvention für Getreide 
in Anwendung in Artikel 23 Absatz 4 der Verord- 
nung Nr. 19 des Rates müssen diese Anpassungen in 
einer entsprechenden Verminderung des durch 
diese Subvention betroffenen Schwellenpreises für 
Mehl, Grobgrieß und Feingrieß bestehen; die Ver- 
ordnung Nr. 37 des Rates muß daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der letzte Satz von Artikel 2 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 37 des Rates über die Kriterien für die 

i) Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften Nr. 30 vom 
20. April 1962, Seite 933 

-) Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften Nr. 52 vom 
30. Juni 1962, Seite 1553 


Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte 
Arten von Mehl, Grobgrieß und Feingrieß wird 
durch folgenden Satz ersetzt: 

„Dieser Schwellenpreis wird berechnet, indem die 
Summe der gemäß Absatz (2) bestimmten Teilbe- 
träge gebildet und davon die Summe der gemäß 
Absatz (3) bestimmten Teilbeträge abgezogen wird." 

2. Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 37 des 
Rates über die Kriterien für die Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Arten von Mehl, 
Grobgrieß und Feingrieß wird durch folgende Be- 
stimmungen ersetzt: 

„(3) Folgende Teilbeträge sind abzuziehen: 

a) der Wert der Nachprodukte, ermittelt auf Grund 

— einer pauschal mit 372 Kilogramm angesetz- 
ten Menge Nachprodukte für eine Tonne 
Mehl sowie 

— des niedrigsten durchschnittlichen Monats- 
preises, der während des Kalenderjahres vor 
der Festsetzung des Schwellenpreises für die 
geteilten oder ungeteilten Nachprodukte er- 
zielt worden ist; werden die Nachprodukte 
geteilt gekauft, so wird das gewogene Mittel 
zwischen den Preisen der verschiedenen 
beim Teilen gewonnenen Erzeugnisse zu- 
grunde gelegt; die in diesem Absatz bezeich- 
neten Preise werden ab Mühle in der Zone 
mit dem größten Zuschußbedarf festgestellt; 

b) bei Anwendung von Artikel 23 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 19 des Rates der Betrag der zur 
Verminderung des Preises von 1400 kg Weich- 
weizen gewährten Subvention." 

Artikel 2 

Am Ende von Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 37 des Rates wird folgender Absatz c) eingefügt: 

,,c) bei Anwendung von Artikel 23 Absatz 4 der 
Verordnung Nr. 19 des Rates der Betrag der zur 
Verminderung des Preises von 1550 Kilogramm 
Hartweizen gewährten Subvention." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



